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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Künstler-
sozialabgabesatzes (Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz -
KSAStabG)

Der Bundesrat hat in seiner 923. Sitzung am 13. Juni 2014 beschlossen, zu dem

Gesetzesentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung

zu nehmen:

Zum Gesetzentwurf insgesamt:

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Bundesregierung mit dem vorliegenden

Gesetzentwurf, insbesondere durch eine intensivierte Prüfung der Abgabe-

pflichten der Verwerter durch die gesetzlichen Rentenversicherungsträger,

bestrebt ist, die Künstlersozialversicherung zu stabilisieren.

Er begrüßt außerdem das Anliegen des Gesetzentwurfs, eine Abgabe-

gerechtigkeit bei der Künstlersozialabgabe herzustellen und den weiteren

Anstieg des Abgabesatzes zu vermeiden.

2. Allerdings gibt er zu bedenken, dass eine Stabilisierung auf die Dauer nur

gelingen wird, wenn die Künstlersozialversicherung eine breite Akzeptanz

erfährt.

Der Bundesrat hat ferner Bedenken, ob die flächendeckende Prüfung der

Arbeitgeber mindestens alle vier Jahre durch die Betriebsprüfdienste der Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung im Hinblick auf die Künstlersozialabgabe

in der vorgesehenen Weise praktikabel ist.
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3. Der Gesetzentwurf betont die überragende kulturpolitische Bedeutung dieser

Versicherung. Insofern weist der Bundesrat darauf hin, dass aufgrund dieser

gesamtgesellschaftlichen Bedeutung die Finanzierung der Künstlersozial-

versicherung nicht auf Kosten der Beitragszahler der gesetzlichen Renten-

versicherung gehen darf. Der Gesetzentwurf sieht jedoch keine Kosten-

erstattung für die von den Rentenversicherungsträgern durchzuführenden

Prüfungen vor.

4. Im Gesetzentwurf wird nicht klargestellt, durch wen die zusätzlichen Kosten,

die der Deutschen Rentenversicherung durch die Ausweitung der Prüfungen

entstehen, zu tragen sind. Dies ist von besonderer Bedeutung, da im

Anhörungsverfahren zum BUK-Neuorganisationsgesetz zur Höhe des Auf-

wands und zu den zusätzlichen Einnahmen unterschiedliche Einschätzungen

vertreten wurden (siehe hierzu auch Stellungnahme des Normenkontrollrates).

Der Bundesrat verweist auf die bereits im Gesetzgebungsverfahren zum BUK-

Neuorganisationsgesetz (BR-Drucksache 811/12 (Beschluss)) vorgetragenen

Bedenken. Er bittet sicherzustellen, dass die Kosten für die Prüfungen der

Künstlersozialabgabe in angemessenem Verhältnis zu den zu erwartenden

Einnahmen stehen und alle die Künstlersozialversicherung betreffenden

Ausgaben gedeckt werden können.

5. Der Bundesrat teilt im Übrigen die Zweifel des Nationalen Normenkontrollrats

an den im Gesetzentwurf mit lediglich 12,3 Millionen Euro veranschlagten

Mehrkosten der intensivierten Prüfung.

6. Die Einführung einer Geringfügigkeitsgrenze zur Entlastung kleiner Unter-

nehmen hinsichtlich der Melde- und Abgabepflichten wird grundsätzlich

begrüßt.

Allerdings erscheint die vorgesehene Höhe von 450 Euro im Kalenderjahr in

Anbetracht der üblichen Entgelte für das Engagement von Künstlern zu gering,

um kleine Unternehmen wirksam von Bürokratie zu entlasten; im Übrigen steht

sie in diesen Fällen auch in keinem angemessenen Verhältnis zum

wirtschaftlichen Ertrag für die Künstlersozialkasse.
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7. Der Gesetzentwurf sieht eine erhebliche Ausweitung der Prüfungen durch die

Träger der Deutschen Rentenversicherung im Hinblick auf die Abgabe-

verpflichtung der Arbeitgeber nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz

(KSVG) vor. Die Ausweitung der Prüftätigkeit zieht auf Seiten der Wirtschaft

einen weiteren Bürokratieaufwand nach sich, davon betroffen sind auch

Erbringer von Sozialleistungen, zum Beispiel Pflegeheime, die Künstler für

Veranstaltungen engagieren. Der Bundesrat hält eine weitere Belastung der

Erbringer von Sozialleistungen durch Bürokratieaufwand, der nicht im

unmittelbaren Zusammenhang mit den zu erbringenden Sozialleistungen steht,

für problematisch.

8. Durch den Gesetzentwurf soll ein weiterer Anstieg des Künstlersozialabgabe-

satzes vermieden werden. Im Hinblick darauf, dass der Künstlersozial-

abgabesatz trotz der im Jahr 2007 begonnenen Prüftätigkeit der Träger der

Deutschen Rentenversicherung weiterhin angestiegen ist, bezweifelt der

Bundesrat, dass lediglich eine Ausweitung dieser Prüftätigkeit nachhaltig zu

einer Stabilisierung des Abgabesatzes führen kann.

9. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung,

- im Rahmen der für 2019 vorgesehenen Evaluierung die Auswirkungen der

Regelungen auf die Erbringer von Sozialleistungen gesondert zu betrachten

und den Bundesrat über das Ergebnis zu unterrichten,

- zu prüfen und den Bundesrat zu unterrichten, welche Maßnahmen außer

einer Anhebung des Künstlersozialabgabesatzes und den Prüfungen bei den

Arbeitgebern geeignet sein können, um einen langfristigen Ausgleich

zwischen den Einnahmen und den Ausgaben der Künstlersozialkasse zu

erreichen. So wäre zum Beispiel daran zu denken, den Künstlerbegriff in

den Blick zu nehmen, der für den Kreis der späteren Leistungsbezieher von

maßgebender Bedeutung ist.
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10. Zu Artikel 1 (§ 28p SGB IV) und Artikel 2 Nummer 4 (§ 35 KSVG)

Das Prüfverfahren zur Künstlersozialabgabe muss so gestaltet werden, dass es

für die zu prüfenden Betriebe und Unternehmen und für die prüfende Deutsche

Rentenversicherung beziehungsweise Künstlersozialkasse zu möglichst

geringem bürokratischen Aufwand kommt.

Der Bundesrat bittet deshalb im weiteren Gesetzgebungsverfahren sicher-

zustellen, dass Beitragsprüfungen nach § 28p SGB IV und die Abgabenprüfung

nach § 35 Absatz 2 KSVG möglichst zeitgleich durchzuführen sind, damit das

neue Verfahren für die zu prüfenden Betriebe und Unternehmen praktikabel

gestaltet wird. Die in § 35 Absatz 4 KSVG enthaltene Regelung ist hierbei nicht

klar genug formuliert.

In § 35 KSVG wird für die Künstlersozialkasse ein eigenes Prüfrecht bei den

Arbeitgebern eingeführt. In Absatz 4 soll geregelt werden, dass die Träger der

Rentenversicherung und die Künstlersozialkasse bei der Prüfung der Melde-und

Abgabepflicht bei den Arbeitgebern eng zusammenarbeiten und sich laufend

abstimmen. Diese allgemeine Bestimmung erscheint nicht ausreichend.

Vielmehr muss festgelegt werden, dass eine zeitliche Trennung nur in

begründeten Ausnahmefällen erfolgen darf.


